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3 1 1 . Verordnung: Bestimmung des Zähltages für die an der Wende des Jahrzehntes 1990/1991
vorzunehmende Ordentliche Volkszählung

3 1 2 . Verordnung: Änderung der Heimaturlaubsverordnung 1985
3 1 3 . Verordnung: Studienordnung für den Studienversuch Mechatronik

3 1 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
15. Mai 1990, mit der der Zähltag für die an der
Wende des Jahrzehntes 1990/1991 vorzuneh-
mende Ordentliche Volkszählung bestimmt

wird

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Volkszählungsge-
setzes 1980, BGBl. Nr. 199, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 149/1990 wird mit
Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalra-
tes verordnet:

Die gemäß § 1 des Volkszählungsgesetzes 1980
an der Wende des Jahrzehntes 1990/1991 vorzu-
nehmende Ordentliche Volkszählung hat am
15. Mai 1991 (Zähltag) stattzufinden.

Vranitzky Riegler Mock Schüssel
Geppert Lacina Löschnak Foregger
Lichal Fischler Hawlicek Streicher

312. Verordnung der Bundesregierung vom
5. Juni 1990, mit der die Heimaturlaubsverord-

nung 1985 geändert wird

Auf Grund des § 73 des Beamten-Dienstrechtsge-
setzes 1979, BGBl. Nr. 333, und des §29 des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl. Nr. 86,
wird verordnet:

Die Heimaturlaubsverordnung 1985, BGBl.
Nr. 120, wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 2 Abs. 1 lautet:

„(1) Heimaturlaub gebührt
1. im Ausmaß von 61 Kalendertagen nach einer

ununterbrochenen Verwendung von 12 Mo-
naten in: Jakarta, Jeddah, Kinshasa, Lagos,
Muscat und Riyadh,

2. im Ausmaß yon 42 Kalendertagen nach einer
ununterbrochenen Verwendung von 12 Mo-
naten in: Abidjan, Addis Abeba, Bagdad,
Bangkok, Brasilia, Dakar, Damaskus, Ha-
vanna, Hongkong, Islamabad, Kabul, Kuala
Lumpur, Kuwait, Lusaka, Managua, Manila,
Mexiko, New Delhi, Peking, Rio de Janeiro,
Teheran und Tripolis,

3. im Ausmaß von 42 Kalendertagen nach einer
ununterbrochenen Verwendung von 18 Mo-
naten in: Algier, Amman, Ankara, Beirut,
Bogota, Buenos Aires, Caracas, Harare, Kairo,
Lima, Nairobi, Rabat, Santiago, Seoul und
Tokio,

4. im Ausmaß von 42 Kalendertagen nach einer
ununterbrochenen Verwendung von 24 Mo-
naten an einem sonstigen Dienstort außerhalb
Europas."

2. Dem § 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Fällt während des Heimaturlaubes ein
gesetzlicher Feiertag auf einen Werktag, so
verlängert sich das Ausmaß dieses Heimaturlaubes
um einen Kalendertag. Fallen während des
Heimaturlaubes mehrere gesetzliche Feiertage je-
weils auf einen Werktag, so verlängert sich das
Ausmaß dieses Heimaturlaubes um die entspre-
chende Anzahl von Kalendertagen."

3. § 6 Abs. 1 und 2 lautet:

„(1) Der Beamte hat anläßlich des Heimaturlau-
bes für sich, den Ehegatten und für jedes Kind, für
das ein Steigerungsbetrag gemäß § 4 des Gehaltsge-
setzes 1956, BGBl. Nr. 54, gebührt, gegen Nachweis
Anspruch auf Ersatz der tatsächlich aufgelaufenen
Reisekosten, höchstens jedoch bis zu den Flugko-
sten des billigsten Flugtarifes im Rahmen der
IATA-Vereinbarungen vom Dienstort nach Öster-
reich und zurück. Ist ein solches Kind nicht im
Haushalt, sondern außerhalb des Dienstortes des
Beamten aus Gründen der Erziehung, Ausbildung,
Krankheit oder eines Gebrechens untergebracht, so
gebührt für dieses Kind anstelle des Kostenersatzes
nach dem ersten Satz gegen Nachweis der Ersatz
der tatsächlich aufgelaufenen Reisekosten, höch-
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stens jedoch bis zu den Flugkosten des billigsten
Flugtarifes im Rahmen der IATA-Vereinbarungen
von dessen Aufenthaltsort nach Österreich und
zurück.

(2) Gegen Nachweis sind pro Person für die Hin-
und Rückreise die tatsächlich aufgelaufenen Ge-
päcktransportkosten bis höchstens zu den tarifmäßi-
gen Kosten im Rahmen der IATA-Vereinbarungen
für insgesamt 30 kg begleitetes Übergepäck zu
ersetzen."

4. § 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Heimaturlaub ist möglichst nicht später
als drei Monate vor dem beabsichtigten Urlaubsan-
tritt unter gleichzeitiger Vorlage eines Kostenvor-
anschlages zu beantragen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juni 1990 in Kraft.

Vranitzky Riegler Ettl Schüssel
Geppert Löschnak Lichal Fischler
Flemming Streicher Busek

313. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 5. Juni 1990
über die Studienordnung für den Studienver-

such Mechatronik

Auf Grund des § 13 Abs. 4, 5 und 6 in Verbindung
mit § 15 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 2/1989, wird verord-
net:

Einrichtung

§ 1. Der Studienversuch Mechatronik ist an der
Technisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät der
Universität Linz ab dem Wintersemester 1990/91
für die Dauer von zehn Semestern einzurichten.

Studiendauer und Studienabschnitte

§ 2. (1) Der Studienversuch Mechatronik besteht
aus zwei Studienabschnitten und erfordert ein-
schließlich der für die Anfertigung der Diplomarbeit
vorgesehenen Zeit die Inskription von zehn
Semestern. Der erste Studienabschnitt umfaßt vier
Semester, der zweite Studienabschnitt umfaßt sechs
Semester. Die Gesamtsemesterwochenstundenan-
zahl darf 210 Wochenstunden nicht überschreiten.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Aufgabe,
die formalwissenschaftlichen, naturwissenschaftli-

chen und technischen Grundlagen der Mechatronik
zu vermitteln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der
Vertiefung der Ausbildung auf dem Gebiet der
Mechatronik unter besonderer Berücksichtigung
der im Studienplan vorgesehenen Schlüsseltechno-
logien.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Universitätslehrer haben im Rahmen der
festgesetzten Lehrverpflichtungen oder Lehrauf-
träge auf Grund der Studienpläne ihre Lehrveran-
staltungen so einzurichten und den Lehrstoff so zu
bemessen, daß die Studierenden innerhalb der
vorgesehenen Studiendauer ihre ordentlichen Stu-
dien abzuschließen vermögen.

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 3. (1) Der erste Studienabschnitt umfaßt
zwischen 80 und 100 Wochenstunden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
zu inskribieren:

Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 4. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung der
ersten Diplomprüfung (§ 5 Abs. 2 lit. a) oder zu
einem Prüfungsteil einer solchen Teilprüfung (§ 5
Abs. 4) setzt die gültige Inskription und den
Abschluß der für die betreffende Prüfung in
Betracht kommenden Lehrveranstaltung(en) sowie
die positive Beurteilung bestimmter Teilprüfungen
(Prüfungsteile) nach Maßgabe der Bestimmungen
des Studienplanes (§ 5 Abs. 5 des Bundesgesetzes
über technische Studienrichtungen), den Nachweis
von Kenntnissen der Darstellenden Geometrie und
einer Praxis in einer Lehrwerkstätte voraus.

(2) Im Falle des § 5 Abs. 2 lit. b setzt die
Zulassung zu einem der beiden Teile der kommis-
sionellen Prüfung voraus:

a) die gültige Inskription;
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b) die erfolgreiche Teilnahme an den für die zu
prüfenden Fächer im Studienplan vorge-
schriebenen Übungen, Seminaren, Prosemi-
naren, Privatissima, Praktika, Arbeitsgemein-
schaften und Konversatorien.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der
kommissionellen Prüfung setzt weiters die Inskrip-
tion von vier Semestern, die positive Ablegung des
ersten Teils dieser Prüfung sowie den Nachweis von
Kenntnissen der Darstellenden Geometrie und einer
Praxis in einer Lehrwerkstätte voraus.

Erste Diplomprüfung

§ 5. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung
sind:

1. Mathematik;
2. Informatik;
3. Physik;
4. Chemische Technologie und Werkstoffe;
5. Technische Mechanik;
6. Elektrotechnik;
7. Maschinenbau.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamtprü-
fung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten

a) entweder in Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern, oder

b) als kommissionelle Prüfung in zwei Teilen
vom gesamten Prüfungssenat nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen abzuhalten:
aa) der erste Teil der kommissionellen

Prüfung umfaßt mindestens zwei, höch-
stens aber drei vom Kandidaten anzuge-
bende Prüfungsfächer der ersten Di-
plomprüfung. Die übrigen Prüfungsfä-
cher der ersten Diplomprüfung sind im
zweiten Teil der kommissionellen Prü-
fung zu prüfen;

bb) meldet sich der Kandidat nach dem
ersten Studienjahr zum ersten Teil der
kommissionellen Prüfung, so umfaßt sie
diejenigen Prüfungsfächer bzw. diejeni-
gen Prüfungsteile derselben, die den im
ersten Studienjahr inskribierten Lehrver-
anstaltungen entsprechen. Der zweite
Teil der kommissionellen Prüfung um-
faßt die übrigen Prüfungsfächer bzw.
Prüfungsteile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach
erfolgreicher Ablegung einer oder mehrerer Teil-
prüfungen (Prüfungsteile), so hat sich die kommis-
sionelle Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer
(Prüfungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Vorlesungen, allenfalls auch von Repeti-
torien, so zerfällt diese Teilprüfung in so viele
Prüfungsteile als Lehrveranstaltungen eingerichtet
sind. Teilprüfungen und Prüfungsteile von solchen

können frühestens nach Abschluß der ihren Stoff
betreffenden Lehrveranstaltungen abgelegt werden.

(5) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Erfolg
abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest mit der
Note „genügend" beurteilt wurde (§ 29 AHStG).

(6) Nicht bestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 lit. a) dürfen nur
dreimal, nicht bestandene kommissionelle Prüfun-
gen (Abs. 2 lit. b) nur zweimal wiederholt werden
(§ 30 Abs. 1 AHStG). Beantragt der Kandidat die
kommissionelle Abnahme der ersten Diplomprü-
fung nach einmaliger erfolgloser Ablegung einer
oder mehrerer Teilprüfungen (Prüfungsteile), so gilt
die kommissionelle Prüfung als erste Wiederholung;
sie kann im Falle eines Mißerfolges noch zweimal
wiederholt werden. Hat der Kandidat eine oder
mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon zwei-
mal erfolglos abgelegt, so gilt die kommissionelle
Prüfung als zweite Wiederholung und kann noch
einmal wiederholt werden. Hat der Kandidat eine
oder mehrere Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon
dreimal ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kommissio-
nelle Prüfung als Prüfung gemäß § 30 Abs. 5 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes und kann
nicht mehr wiederholt werden. Die Bestimmung des
§ 30 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes bleibt unberührt.

(7) Die erste Diplomprüfung ist grundsätzlich
mündlich abzulegen. Sind jedoch Rechen- oder
Konstruktionsaufgaben zu lösen, sind diese schrift-
lich durchzuführen. Wenn die mündliche Ablegung
von Teilprüfungen oder Prüfungsteilen derselben
vor Einzelprüfern wegen der zu großen Zahl der
Kandidaten und der geringen Zahl der Prüfer nicht
möglich ist, sind auf Beschluß der zuständigen
akademischen Behörde schriftliche Prüfungen oder
Prüfungsarbeiten anzuordnen. Bei der gemäß Abs. 6
letzten zulässigen Wiederholung einer auf solche
Art durchgeführten Teilprüfung oder eines Prü-
fungsteiles hat zusätzlich eine mündliche Prüfung
stattzufinden. Eine mündliche Prüfung hat zusätz-
lich auch dann stattzufinden, wenn der Kandidat
eine solche beantragt (§ 30 Abs. 7 AHStG), sofern
die schriftliche Prüfung oder eine Prüfungsarbeit
mit einer positiven Note beurteilt wurde (§ 29 Abs. 2
AHStG).

(8) Wenn die erste Diplomprüfung nicht
spätestens bis zum Ende des sechsten Semesters
vollständig abgelegt wurde, sind weitere Semester in
den zweiten Studienabschnitt nicht einzurechnen
(§ 20 Abs. 3 AHStG). Innerhalb der Einrechnungs-
frist sind unter Beachtung der besonderen Zulas-
sungsvoraussetzungen (§10 Abs. 3 und § 27 Abs. 1
und 2 AHStG) die Absolvierung von Lehrveranstal-
tungen sowie das Antreten zu Prüfungen des
folgenden Studienabschnittes zulässig. Dies kann
für bestimmte Fächer im Studienplan auch über die
Einrechnungsfrist hinaus gestattet werden, sofern
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wenigstens ein Großteil der Diplomprüfung des
ersten Studienabschnittes bereits abgelegt worden
ist.

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 6. (1) Der zweite Studienabschnitt umfaßt
zwischen 100 und 120 Wochenstunden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes sind
zu inskribieren:

Diplomarbeit

§ 7. (1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem
der Studienrichtung zugehörigen Fach zu entneh-
men. Es ist frühestens nach vollständiger Ablegung
der ersten Diplomprüfung zu vergeben (§ 8 Abs. 1
des Bundesgesetzes über technische Studienrichtun-
gen).

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema der
Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vorschlägen der
ihrem Fach nach zuständigen Universitätsprofesso-
ren, emeritierten Universitätsprofessoren und Uni-
versitätsdozenten nach Maßgabe der Bestimmungen
des § 25 Abs. 1 AHStG auszuwählen. Dem
Universitätslehrer, der das Thema der Diplomarbeit
vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung der
Kandidaten bei der Ausarbeitung der Diplomarbeit
sowie deren Begutachtung. Er hat nach Anhörung
des Kandidaten im Einvernehmen mit dem Präses
der Prüfungskommission zur Abhaltung der zwei-
ten Diplomprüfung festzusetzen, ob die Diplomar-
beit als Institutsarbeit oder als Hausarbeit durchzu-
führen ist.

(3) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskommis-
sion zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung
einzureichen.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 8. (1) Für die Zulassung zum ersten Teil der
zweiten Diplomprüfung gelten die Bestimmungen
des § 5 Abs. 1 und 2 sinngemäß.

(2) Die Zulassung zum zweiten Teil der zweiten
Diplomprüfung setzt voraus:

1. die erfolgreiche Ablegung der ersten Diplom-
prüfung;

2. die Inskription der gemäß § 2 Abs. 1 vorgese-
henen Zahl von Semestern, die allenfalls
gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über
technische Studienrichtungen herabzusetzen
ist;

3. die erfolgreiche Ablegung des ersten Teils der
zweiten Diplomprüfung;

4. die Approbation der Diplomarbeit.

Zweite Diplomprüfung

§ 9. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplomprü-
fung sind:

1. Angewandte Mathematik;
2. Informatik;
3. Biotechnologie;
4. Technische Mechanik;
5. Elektrotechnik;
6. Maschinenbau;
7. Automatisierungstechnik;
8. Fächer, die der Kandidat gemäß § 7 Abs. 2 Z 8

gewählt hat;
9. Fächer, die der Kandidat gemäß § 7 Abs. 2 Z 9

gewählt hat.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der erste
Teil ist nach Wahl des Kandidaten in der Form von
Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder als kommis-
sionelle Prüfung aus allen Prüfungsfächern gemäß
Abs. 1 abzulegen. Der zweite Teil ist jedenfalls als
kommissionelle Prüfung vom gesamten Prüfungsse-
nat abzuhalten und besteht aus zwei Fächern:

a) dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem das
Thema der Diplomarbeit zuzuordnen ist;

b) einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das als
Schwerpunkt der Studienrichtung anzusehen
ist. Es ist unter Berücksichtigung der Prüfung
gemäß lit. a vom Präses der Prüfungskommis-
sion zur Abhaltung der zweiten Diplomprü-
fung nach Anhörung des Kandidaten zu
bestimmen. Der Kandidat ist berechtigt, einen
Vorschlag zu machen.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teils der zweiten Diplomprü-
fung erst nach erfolgreicher Ablegung einer oder
mehrerer Teilprüfungen (Prüfungsteile), so hat sich
die kommissionelle Prüfung auf die restlichen
Teilprüfungen (Prüfungsteile) zu beschränken.
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(4) Für den ersten Teil der zweiten Diplomprü-
fung sind die Bestimmungen des § 6 Abs. 4 bis 7
sinngemäß anzuwenden. Der zweite Teil der
zweiten Diplomprüfung ist mündlich abzuhalten.
Für die Wiederholung des zweiten Teils der zweiten
Diplomprüfung ist § 30 AHStG anzuwenden.

Verleihung des akademischen Grades

„Diplom-Ingenieur"

§ 10. (1) An die Absolventen der Studienrichtung
Mechatronik wird der akademische Grad „Diplom-
Ingenieur", abgekürzt „Dipl.-Ing.", verliehen.

(2) Die Verleihung des akademischen Grades
erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form, in

Anwesenheit des Rektors und des Dekans durch
einen ordentlichen Universitätsprofessor als Promo-
tor.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades ist
zu beurkunden. In der Urkunde ist ersichtlich zu
machen, daß es sich um einen Absolventen des
Studienversuches Mechatronik handelt.

(4) Absolventen des Studienversuches Mechatro-
nik sind nach Maßgabe des § 11 Abs. 1 des
Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen
zur Erwerbung des Doktorates der technischen
Wissenschaften zuzulassen.

Busek
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